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I. Daten 

16.08.1945 

Gründung Aufbau-Verlag GmbH / Gesellschaftsvertrag 

24.09.1945 

Angebot der Gesellschafter an Kulturbund zum Erwerb der Anteile. 

30.03.1946 

Annahme Angebot durch den Kulturbund 

03.03.1949 

•Umtragung Gesellschaft von HRB 86 Nz AG Charlottenburg nach HRB 
4001 HR Rat des Stadtbezirks Mitte von Groll-Berlin. 

23.02.1955 

Ermächtigung der Geschäftsführung des Verlags durch Johannes R. 
Becher, die Löschung in HRB und die Eintragung in HRC in die Wege zu 
leiten. 

05.04.1955 

Eintragung HRC 



19.04.1955 

Löschung HRB 

31.07.1962 

Beschluß Politbüro SED über die Herstellung der einheitlichen politisch-
ideologischen und ökonomisch-staatlichen Leitung des Verlagswesens 
Dann Bezeichnung des Verlags als dem KB gehörend. . 

28.12.1962 

Vereinbarung über die Verwaltung des Partei-und 
Organisationsvennögens durch das Ministerium für Kultur. Bezeichnung 
des Verlags als Organisationseigen. Feststellung, daß die Eigentums
verhaltnisse durch die Verwaltung unberührt bleiben (Blatt 1 unten). 

13.12.1963 

Ersetzung der Vereinbarung vom 28.12.1962 durch Folgeabkommen. 
Kerne Änderung der Eigentumsverhältnisse. 

19.04.1984 

Ersetzung der Vereinbarung vom 13.12.1963 durch Folgeabkommen. 
Bezeichnung des Verlags als Parteieigen. 

14.03. / 02.04.1990 

Übergabe-/Übernahmeprotokoll 



01.06.1990 

Inkrafttreten Parteiengesetz / DDR, §§ 20 a, 20 b 

01.07.1990 

Inkrafttreten Treuhandgesetz (THG) 

29.11.1990 

Eintragung Aufbau-Verlag GmbH im Aufbau HRB 35991 A G 
Charlottenburg. 

30.06.1991 

Auflösung der Gesellschaft nach § 22 THG. 

17.09.1991 

Kauf- und Abtretungsvertrag. 

20.02.1992 

Beschluß der Gesellschafter über die Fortsetzimg der Gesellschaft. 

06.08.1992 

Eintragung der vorgenannten Tatsachen sowie Löschung des Zusatzes 
"im Aufbau" HRB AG Charlottenburg, vgl § 21 (3) THG. 



n. Rechtslage Gründung Aufbau-Verlag GmbH 1945 bis zum.30.06.1990 

1. Griindungsvorgang / Anteilsübertragung anden Kulturbund 

Nach den Unterlagen ist eine ordnungsgemäße Gründung der Gesellschaft 

" 8 ^ wurde 
am 16.08.1945 geschlossen. 

Anlage 1 

u ^ T ^ 
Die Anteüsübertragung an den Kulturbund wurde nach dessen Eintragung 
in das Veremsregister am 16.01.1946 vollzogen durch die notariellen 
Erklärungen vom 24.09.1945 / 30.03.1946. 

Damit wurde der Kulturbund privater Eigentümer sämtlicher Geschäfts
anteile an der Aufbau-Verlag GmbH (folgend: GmbH 1945). 

2. Gründung der DDR 1949 

Die am 03.03.1949 in das Handelsregister des Rats des Stadtbezirks Mitte 
von Groß-Berlin unter HRB 4001 umgetragene Gesellschaft unterStaad ab 
den. 07.10.1949 der Rechtsordnung der an diesem Tag gegründeten DDR 
Auf die eigenturnsrechtliche Zuordnung der Geschäftsanteile an der GmbH 
1 45 und auf den Fortbestand der Gesellschaft hat sich die Söatsgründung 
allerdings nicht ausgewirkt. 



Zunächst garantierte die Verfassung der DDR vom 07.10.1949 

GBl 19491 Seite 6 ff 

förmlich den Schutz des Eigentums, Artikel 22. Beschränkungen des 
Eigentums oder Enteignungen standen allgemein unter ausdrücktichem 
Gesetzesvorbehalt, Artikel 23 Satz 1, und konnten - bei hier nicht 
interessierenden Ausnahmen - nur gegen angemessene Entschädigung 
erfolgen, Artikel 23 Satz 2. 

Private wirtschaftliche Unternehmungen konnten fortbestehen, allerdings 
in Gemeineigentum überfuhrt werden, wenn sie für die VergeseUschaftung 
geeignet waren, Artikel 27 (1). Eine Überführung in Gemeineigentum • 
hatte jedoch durch Gesetz und gegen Entschädigung zu erfolgen, Artikel 
27 (1). -' 

Auf der einfachgesetzlichen Ebene blieben auch nach der Staatsgründung 
verschiedene Reichsgesetze unverändert in Kraft, darunter sowohl das 
GmbHG vom 20.04.1892 idF vom 20.05.1898, zuletzt geändert durch 
EGAG vom 30.01.1937 

RGBl 1892 Seite 75 ff; RGBl 1898 Seite 846 ff-
RGBl 1937 I Seite 166 

sowie das HGB vom 10.05.1897, zuletzt geändert durch Änderungsgesetz 
HGB vom 04.09.1938. 

RGBl 1897 Seite 219; RGBl 1938, Seite 1149 



Auf dem Gebiet des Register- und Verfahrensrechts galten das Gesetz über 
aie Angelegenheiten der Freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17 05 1898 idF 
vom 21.12.1940 - folgend: FGG - fort 

RGBl 1898 Seite 189 / RGBl 1940 I Seite 1609 

sowie die Allgemeine Verfügung über die Führung und Einrichtung des 
Handelsregisters vom 12.08.1937 (HR-Verfügung), teilweise in noch dar
zulegendem Umfang abgeändert. 

vgl Kammer für Außenhandel der DDR 
(Hrsg.) Gesellschaftsrecht der DDR 1990 
Seite 121 f, Seite 324 ff, Seite 402 ff; 
Heuern, a. Sozialistisches Wirtschaftsrecht 
Instrument der Wirtschaftsführung 1971, Seite 113 

Nach näherer Maßgabe der vorgenannten materiell- und verfahrens
rechtlichen Bestimmungen konnte die GmbH 1945 ihre Tätigkeit in der 
DDR fortsetzen. 

Die vorgenannten Grundlagen sind bis zum 02.10.1990 gültig gewesen 
und mit Wirkung vom 03.10.1990 durch Bundesrecht abgelöst worden. 

3. Löschung in HRB und Eintragung in HRC 1955 

Für die Beantwortung der Frage, ob der Status der Gesellschaft durch die 
Loschung in HRB und die Eintragung in HRC eine Änderung erfahren hat, 
ist von folgendem auszugehen: 



a) Löschung HRB 

& <5»T * 0 r 0 ß - B e r " n ^ ** Verordnung „ b e r 

vum is.Uj.I953 - folgend: VO FGG 1953 -. 

VOB1 19531 Seite 98 ff 

DanVtaestowesendichen^dne^ 

^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ 

Benr^ ! ^ V O T * ^ > * *so nto Z^tfr faG-^ war - i n auein das „ e 

Danach gilt folgendes: 

Für che Auflösung der Gesellschaft bedurfte es eines darauf gerichteten 
— ^ f a s s e n d e n Beschisses der Geselischafter, , » £Tl 
GmbHG ,Vm , 21 GeseIJschaftsvertrag. Nach , 21 (2) G e s c h ä f t s 

fcsen. D« Auflosung war von den Geschäftsfüherern als Lianidatoren 

,To b T « " ^ H a n d e , S r e g i S e r — ™ * 165 
W ' « 21 P) Gesellschaftsvertrag, die aufgelöste Gesellschaft 

http://is.Uj.I953


sodann zu Hquidieren, § 66 (1) GmbHG, § 22 GeseMschaftsvetrag. Das 
Vermögen der aufgeBsan Gesellschaft war »ter die einzelnen 
Gesellschafter aufzuteilen, § 72 Satz 1 GmbHG 
§ 23 Gesellschaftsvertrag. Mit Beendigung der Abwicklung eriosch die 

Die Löschung war zur Eintrag i a das HandelsregisT 

Auflösung der Gesellschaft durch Auf
lösungsbeschluß 

Eintritt der Vermögenslosigkeit nach 
Abschluß des Abwicklungsverfahrens 
Löschung in HRB nach Eintritt der Vermögens¬

: losigkeit • • 

Die tadeLsreri^iche lÄciung d=r feelfctaf, i s t OTa,. d u x h 

zustatten Stellen bewirkt worden, « 49, 50, 54 VO FGG 1953. 

Demgegenüber ist aber festzustellen, daß die vorgenannten 

rSf"™ e a A ^ 5 ^ S - U D d ^Vorausse tzungen , § § 60 
ff, 65GnbHO, 2, ff GeseHschaftsverbag, nach der Atenlage 
offientondtgaicht erffiffi waren und sind. Nach einheffiger, bereits vom 
Retchsgench, begründeter Auffassung folgte aas eher etwaigen USschung 
derGeseUschaftim H a n d e l e t , wenn diemateriell rechtlichen 
Loschungsvoraussetzungen taBächlich nicht vorlagen, nicht etwa ihr 
üntergang. Der Eintragung des Erlöschens in das Handelsregister wurde 
lediglich die Bedeutung einer Kundbarmachung zugemessen. Das 
Möschen konnte sie nicht bewirken. 

RGZ 41, 93 (96) - für die AG; RGZ 92, 77 (84) 
mwN; Hachenburg Kommentar zum GmbHG 
5. Auflage 1927 § 74 Anm 14 mwN; Anm 18 mwN; 



Baumbach Kommentar GmbHG 2. Auflage 1939 
§ 65 Anm 1. B; Anhang zu § 60 § 2 LöschG Anm 3. 
Baumach / Hueck GmbHG 7. Auflage 1955 
§ 65 Anm 1.; Anhang § 60 § 2 LöschG Anm 
1..3. 

Eine Änderung der bereits bei Gründung der DDR längst feststehenden 
Beurteilungsgrundsärze hat sich nachträglich dort nicht vollzogen Des
wegen ist davon auszugehen, daß sie der Auslegung des fortgeltenden 
GeseUschaftsrechts zugrunde zu legen sind. 

Da es nach dem Vorigen zu einer Auflösung und gar zu einer Beendigung 
der Gesellschaft nicht gekommen ist, konnte sie auch durch die Löschung 
m HRB mcht wirksam aufgelöst werden, bestand also unbeschadet der 
Löschung fort. 

b) Eintragung in HRC 

Zu prüfen ist, ob sich aus der Eintragung der Gesellschaft in HRC etwas 
anderes ergeben haben könnte. 

Nach § 3 der Verordnung über die Maßnahmen zur Einführung des 
Prinzips der wirtschafüichen Rechnungslegung in den dem Magistrat von 
Groß-Berlm unterstehenden Betrieben der volkseigenen Wirtschaft vom 
04.09.1952 - folgend: VO Maßnahmen 1952 -

VOB1 Groß-Berlin 1952 I Seite 446 

iVm § 2 (2) Satz 2 der dazu ergangenen 3. Durcliführungsbesümmung 
- folgend: 3. DFBest 1952 - waren volkseigene Betriebe sowie ihnen 
gleichgestellte Unternehmen in das HRC einzutragen. Die Eintragung 



^eichgestellter Unternehmen erfolgte durch Anordnung des Sekretärs des ^TXT0ß'Bem'Dessen Zuständigkeit fo,gt aus § 60 ® 
Festzustellen ist aber, daß auch die vorgenannten registerrechtlichen 

Vorschnften reines Verfahrensrecht waren und lediglich deklaratorischen 

bererts m den Rechtsvorschriften 1952 selbst klar zum Ausdruck vgl § 8 

3. DFBest 1952, und wurde in den später erlassenen Register

bestimmungen bestätigt. In der Verordnung über die Führung des 

Registers der volkseigenen Wirtschaft vom 17.09.1970 

GBl 1970 n Seite 573 ff 

folgt das aus § 5 (2). Im übrigen wurde hier klargestellt, daß auch 

Betnebe von Parteien und gesellschaftlichen Organisationen in das 

Register der volkseigenen Wirtschaft eingetragen werden konnten, 

fr 1 W aaO. Die Eintragung in das Register ließ also die materielle 

Rechts-und Eigentumslage unberührt. 

vgl Heuer u. a. aaO Seite 111; Klinger u .a . V O über 
die Aufgaben, Rechte und Pflichten der V E B , 
Kombinate und W B Kommentar 1975 § 23 ' 
Anm 3 

Die nachfolgende Verordnung über die Führung des Registers der volks
eigenen Wirtschaft vom 10.04.1980 

GBl 19801 Seite 115 ff 

die Rechtslage fort, vgl §§ 1 (2), 5 (1) aaO. 



d — * * « A u f l & m g u n d 

Vom Vorigen abgesehen lagen auch die F ; « ™ . 

i 2 ß> Satz 3 3. DFBes. 1952 nicfc E m * ™ r a ~ ^ "ach 

Ein volkseigener Betrieb (VEB) war der Verlag nicht. 

d« Staates und war den VEB ledMM, V e r f f iÄ"".W,«vait 

* ~ Rec ! l t e . ^ v g , , f ; ~ - » = « 

Für die Verfassung 1968 vgl Mampel 
Die sozialistische Verfassung der 
Deutschen Demokratischen Republik 1982 
A ^ e l l O A n m l 3 m w N ; W i e L J ^ 
sozzahstische Eigentum Seite 37, dort mwN 

. m u i C T Eigentums und konnte deswegen riMviiftii«, • • u r 
eigenem Recht d«- rw,- • *• C 5 w e gen gleichfalls nicht aus 

& recnt aer Organisation und / oder MiMiA,w 
die vom Staat verliehene „ n ^ „ J M f l g h e d e r » s o n d e n i nur über 

06 04 iQfi» , v r e - ^ w^ucn. m aer Verfassung vom 
6 0 4 J 9 6 8 l d F d e r Ergänzung dazu vom 07.10.1974 

GBl 1974 1 432 ff 



GBl 19751 Seite 465 ff 

D.(l)d). W . W ZGB; vgl dazu noch unter 

Staat hätte s o z i a ^ , ^ ^Mftsauteile auf den 

Dieses w J d ^ t r 8 " n V e r b S b e g r i t a t o W e r t o 

wodurch ^ r ~ r s a n i s a ä o n 3 1 a ™ ' 
«esdlsch^chen 0 « o ^ ~ B e t t i * < t o 

Organisation), einzutragen in HRC, entstanden wäre. 

Aber an der Gesellschaft bestand nach der Aktentaw p • , -
der Form der r w n , i • " ' , Attenlage Privateigentum in 
23 " ™ 7 G'-waHrto,.,» durch die V e r f ü g 1949 Artikel 2? m 
23, 27 Verfassung 1949, wenn auch in den Händen einer 
geschäft l ichen Organisadon (Kulturbund) 

^ l e s T £ T ^ a " C h ̂  ^ ^ 2 M i ™ S -itens 
2 3 ~ E n t a S U n g t e B e W * » H R C vom 



Anlage 2 

H«Becher mag OTar „ , K u t e b 

Vereint v i ? a ~ " ™ f a ^ » - vertreten, weil die Satzung 

Satzung in Anlage 3 

es veremsgrundstucks ermächtigt sein, wenn die 

Reichert / Dannecker / Kühr Handbuch des 
Vereins- und Verbandsrechts 3. Auflage 
Anm 874 m wN OLG Frankfurt / Main 
RPfl 1977, 103 

Ate ein Wechsei der Rechtsfbrm der Geseilscaaft ließ sich auch durch 

oewericstelligen, da msoweiteben die 

V ~ " g i g waren. Es hatte also der 

oder der Übertragung der Geschäftsanfeile „ach GmbHG bedurft. 

Die: Einhaltung des beschriebenen Verfahrens wäre wegen des 
fortbestehenden rechtlich™ fi„t,™.„ . 

™ tKlWicnai Rahmensohne weiteres möglich gewesen 
wurde aber offenkundig uicht für nötig »ehalt«, iw 
nicht entbehrlich D e S T O 8 e B W a r s i e a b e r 



fir 2 vlfZ^P r ! e S ' 1 0 ^ F i ™ " ° * gälten Verlag bereits die Regeln der volkseigenen Wirtschaft. 

Aktennotiz Walter Janka 18.02.1955 (Anlage 4) 

^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ 
Verlag ohnehin bewußt, g e m C J l t ^ ^ b̂ngen war sich der 

"seiner Struktur nach eine G.m.b.H. (zu sein)" 
Aktennotiz aaO Blatt 1 oben 

c) Enteignung durch die Löschung in HRB und Eintragung in HRC 

^ udgung in HRC) als solchen zu einer Enteignung 

^ ^ ^ ^ S e w o I t e E n t e i g n o n g d e r . 
Geseî haft wäre verfassungswidrig gewesen wegen V e r s t o ß ™ die 
eigentumsrechüichen Gewährleistnn» der w f ° ß e S g e g e n d , e 

4. Vereinbarung vom 19.04.1984 

der Vereinbarang zwischen der Abteilung Finanzverwaltung und Partei 
betnebe beim ZK der SED und dem Minister™ für Kultur vom 



" » d - bi, dabin J^^ZZ^"'*' 1%2 <« 

*taum eine z u ^ ^ T * ^ " ™ e n Pxivat-

» . » a ) S - / v e i ^ ~ T G

£ r r w a r - v g i **-<»• 
S ^ o s , § 3 EG ZGB, § 23 (2) ZGB. 

MampeJaaO Artikel 11 Arnn 1 ff 

Auch GmbHG und HGB galten fort. 

- Uqnidation nach GmbHG o d ^ e ^ t 

0 ° e * a „ t e JJ^SZ? " ^ 



»«wegen hat im Ergebnis der schlichte Wechsel der R, • „ • 

5. Besc^des Präsidiums des P a r t e i ™ der SED , PDS vom 

"Der Ven a g wurde 1945 ... als G.m b H e e 

inerte uun nicht mehr als Kulturbuud-Verla, 
und die Fmanzierunff des I ? , , W K ^ G ' 

über die Haup&S^ l t u r b^es wurde 
c xidupLKasse des ZK neu geregelt " 

aaOBIatt2/3(Anlage5) ' 

Auchdiese Formulierungen vom 11 01 iQon u , 
einen etwa rechtswirksam vollzogenen F ' ^ ^ a u f 

sie sachlich falsch so «Zv^ 8 ^^ 
^ loiicn, so, wenn behauptet wird <w v«.ri, • , 

Eigentum des Kulturbundes MeHarien- , g M a I s 

ist ohne rechtlichen G e h ! , f ! 5 n U n ^ m e h r *** ..." 

befanden hat. Der - nicht v e n f i ^ a 
Finanzierung des Kulturbundes Ute dtT " T ™ ***** aUf die 



Rechtslage ab dem 01.07.1990 

!> GmbH 1945 

5 1 W THG geworden Ja nTT T r a t a d ™ t o 0 e t o e n nach 

KG ZIP 1993, 872 ff 

orSanisationseigenerBetn- be vom 1 ^ * » «K»mn 

* * * * * * K o m m e n ^ : " ^ 

••DasSgentomder^ ^ 



Das Kammergericht versteht d- * 
B t o ™ M d M t * Hgentums o f f e n f c m 

o verstandene Egentum 0 ^ " ^ ^ d e s ™ 0 auf das 
- t o » enteignenden HngnV ^ B e U * e fe 

einen unz»-

aaO Seite 874ISP 

« ^ d f ü r i t a a ü g . g h C h m A » f t r a S f c sozialistischen 

Mampel aaO Artikel in i 

Ungeachtet dessen steht die Rechte t 

^ u n d s a m Verb, ab forthesteue^Sf ^ ' <* 
" ^ ^ - J ^ d e n f a D s z u 

Nach dem Vorigen ist * 

Rechtsnachfolge auf eiue GmbH Tl S e W m W<*e 

« e t ihrer U s ^ , , H ^ ^ * " * vieimehr ais GmbH 

« * und unbeschadet des l u k r a f h r e t a l l T ^ " * m C *» 
f°« und besteh, auch J^Z*?*1»* * » <M,07 J 9 9 „ 

« • Eigentümer rst der Kulturbund. 



2 - GmbH 1990 

a)GriindungSmangeJ 

Die "Gründüne" rfAr »A 

jfc ^ ^ £ • » « e n . wesendicnen Mangel 
v°foeigentu,n befunden fef 1 ' V e * « Ä ! > * &> 

* B ^ W - » ^ i E ^ 0 ™ * * * Deswegen^ 

« » - W * k e n n e n , , , 1 ^ ^ ^ ™ " 
^ ' ^ ^ n a g i n H R B 

& Ffflen dieser Alt tonunt aus Tri•„ 
V e r i e t e c t a ^ ^ ™ ^ ^ "er Recteicberbei, und des 

^ s c ^ ^ ^ f O r d n u n g 
Bescandssclubes). ' E n , s ! B t a » S (Gesichts-punk, d, ! s 

Hachenburg / T J W r fTr m 9 ; 

"rteünngnach F G G K ^ "•*•*>Be-
« > A 13. Auflage Ä ^ « » 



Etwas anderes soll' 

' SI44(I)Sat2 2FGG. se ist inre Loschung v o n ^ 

B - h a c h / H u e c k a a 0 § 2 A n i n 3 6 m w N 

^ der Rechtsprechung 

ß GHZ2l , 378 (381) 
i s t die Aufzahle d . 

Allerdings n̂iî  

S c h a f t begründet. 2 W e , f e I ffl "er Identität der 

Barzu fl A t J U A n m J 7 m w N -



^ e "nd Zutreffende i n . . ~ eMschräntend 

Hacienburg/üj^g.. h 

S Ä , ? - » » - » » , . , , 

Wäre danach die M • 

Hachenburg/ujmera3n. , 

Für die GmbH 1990 K 

«W» worden 1 . ^ ^ " * ^ * » » - * ^ 

««atopahto, istjedochnfe ^ AmWVsdu, rv 
* ~ e , n d e V e C ^ ^ 
Kultarbunds - über .J,™'* * m b H - im privaten B V . , 

,990 feine Rede sein. ^ * - ™ Identität der 



Würde man au«? r-̂ .- J 

!990 e i n e „ e i B £ » » - b e n » i e f f l e I d e a ä t ä t e 

- « • * zwei Geschalten ̂  1 9 4 5 ̂ - e i t s . Auch ^ ta 

'V-Ergebnis 

I m R r ä » m ' i s t d i e a a , 2 o , . r w v , . 
getragene Gesellschaft 35991 AG Charlottenburg 

» « ™d auch nich, iSlS, ' ̂  ^ « I g e r i t d e r 

ter Laschung fa^l"?.« GmbH. * 
Einttagung in HRC im Jahre 195$ 

Baun, den 24.10.1994 

Schräder 


